
Aktenzeichen: 5 AZR 592/86
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 3. Juni 1987 '

- 5 AZR 592/86 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 28. Februar 1986

Gelsenkirchen- - 1 Ca 3852/85 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 16. Oktober 19B6

Hamm - 9 Sa 922/86 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Ja
--------------------------------------- --------- --------------------------------------------------- -

Entscheidungsstichwort:
Zuschuß z. Mutterschaftsgeld bei mehreren Arbeitsverhält- 
n issen

Gesetz: MuSchG § 14 Abs. 1

Leitsätze:
1. Der Zuschuß zum Mutterschaftsgeld nach § 14 Abs 1 MuSchG 
dient dazu, die -Frau während der Schutzfristen insoweit 
wirtschaftlich•abzusichern, wie ihr kalendertägliches Net­
toarbeitsentgelt 25,-- DM übersteigt.
2. a. Obt die Frau neben einer hauptberuflichen noch eine 
Nebentätigkeit aus, so sind auch die Bezüge der Nebent’itig- 
keit für die Berechnung des kalendertäglichen Arbeitsent­
gelts zu berücksichtigen. Der Zuschuß zwischen dem so er­
mittelten Nettoentgelt und dem Mutterschaftsgeld ist von den 
Arbeitgebern* anteilig in dem Verhältnis zu zahlen, in dem 
die Nettobezuge zueinander stehen.
b. Die Zuschußpflicht des Arbeitgebers der Nebentätigkeit 
entfällt nicht deshalb, weil die Nebentätigkeit versiche­
rungsfrei ist.
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5 AZR 592/86 
9 Sa 922/86 Hamm
Verkündet am 
3. Juni 1987
Clobes,
Reg.-Hauptsekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgeri. ohts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 3- Juni 1987 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Thomas, die Richter Dr. Olderog und Schneider sowie
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die ehrenamtlichen Richter Scherer und Dr. Schönherr für Recht 
erkannt:

1. Die Revision des Beklagten gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm 
vom 16. Oktober 1986 - 9 Sa 922/86 - 
wird zurückgewiesen.

2. Der Beklagte hat die Kosten der Revi­
sion zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

ist,
Die Parteien streiten darüber, ob der Beklagte verpflichtet 
der Klägerin einen Zuschuß zum Mutterschaftsgeld zu zahlen.

Die Klägerin ist als Verwaltungsangestellte bei der Stadt 
G beschäftigt; sie erzielte aus dieser Tätigkeit im
Jahre 1984 ein durchschnittliches Nettoeinkommen von 2.129,83 DM 
monatlich. Bei dem Beklagten arbeitet die Klägerin seit dem 
1. Juni 1980 nebenberuflich als Kassiererin im Totalisatorbe­
reich an durchschnittlich sieben Renntagen im Monat; in dieser 
Beschäftigung belief sich ihr Nettoverdienst auf 375,-- DM mo­
natlich .

Am 17. August 1984 brachte die Klägerin ihre Tochter 
St zur Welt. Die Schutzfristen vor und nach der Nieder­
kunft liefen vom 29« Juni 1984 bis 12. Oktober 1984. Für diese 
Zeit erhielt die Klägerin, die im Rahmen ihrer hauptberuflichen
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Beschäftigung bei der DAK krankenversichert ist, ein kalender­
tägliches Mutterschaftsgeld von 25,—  DM. Die Stadt G 
zahlte gemäß § 14 MuSchG einen Zuschuß zum Mutterschaftsgeld.

Die Klägerin ist der Ansicht, auch der Beklagte sei ver­
pflichtet, ihr einen anteiligen Zuschuß zum Mutterschaftsgeld zu 
zahlen. Hinsichtlich der insoweit unstreitig gebliebenen Berech­
nung hat die Klägerin von dem erzielten Gesamt verdienst das er­
haltene Mutterschaftsgeld abgesetzt und den Unterschiedsbetrag 
zum Gesamtnettoeinkommen im Verhältnis der erzielten Nettobezüge 
auf beide Arbeitgeber aufgeteilt. Demgemäß hat die Klägerin von 
dem Beklagten 8,76 DM netto für 106 Kalendertage mit einer Ge­
samtsumme von 928,56 DM begehrt und beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an sie 
928,56 DM netto nebst 4 % Zinsen seit 
dem 8. Januar 1986 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat 
geltend gemacht, aus dem zu ihm bestehenden Arbeitsverhältnis 
könne die Klägerin einen Anspruch auf Zuschuß zum Mutterschafts­
geld nicht herleiten, weil sie weniger als 25,—  DM netto kalen­
dertäglich verdiene. Es könne nicht zu Lasten des Beklagten 
gehen, wenn die Klägerin noch in einem weiteren Arbeitsverhältnis 
stehe und dort ein Einkommen beziehe, das einen Anspruch auf Zu­
schuß zum Mutterschaftsgeld auslöse.

Das Arbeitsgericht hat der Klage statt gegeben. Die Berufung
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des Beklagten ist erfolglos geblieben. Mit der Revision erstrebt 
der Beklagte weiterhin die Abweisung der Klage.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

1. Nach § 14 Abs. 1 MuSchG erhalten Frauen, die Anspruch auf 
Mutterschaftsgeld nach § 200 RVO oder § 13 Abs. 2 MuSchG haben, 
für die Zeit der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und des § 6 
Abs. 1 MuSchG von ihrem Arbeitgeber einen Zuschuß in Höhe des
Unterschiedsbetrages zwischen 25,-- DM und dem um die gesetzli­
chen Abzüge verminderten durchschnittlichen kalendertäglichen 
Arbeitsentgelt. Wenn man allein auf diesen Wortlaut des Gesetzes 
abstellt, dann würde sich gegenüber dem Beklagten ein als Zuschuß 
zu zahlender Unterschiedsbetrag nicht ergeben. Denn das um die 
gesetzlichen Abzüge verminderte durchschnittliche kalendertägli­
che Arbeitsentgelt, das die Klägerin von dem Beklagten bezogen 
hat, lag unter dem Betrag des Mutterschaftsgeldes von 25,-- DM.

2.a) § 14 Abs. 1 MuSchG weist jedoch eine Lücke auf. Er behan­
delt nicht den Fall, daß eine Frau in mehreren Beschäftigungs­
verhältnissen steht. Diese Lücke muß dem Sinn und Zweck des Ge­
setzes entsprechend geschlossen werden (vgl. zu einer ähnlichen 
Lage BAG Urteil vom 21. Januar I960 - 2 AZR 523/58 - AP Nr. 13 
zu § 1 ArbKrankhG). Wie schon das Landesarbeitsgericht zutreffend 
herausgest eilt hat, bezwe ckt § 14 Abs. 1 MuSchG, die Frau wäh­
rend der Schutzfristen vor und nach der Niederkunft wirtschaft­
lich dadurch abzusichern, daß ihr grundsätzlich das durch­
schnittliche kalendertägliche Arbeitsentgelt, wie es nach § 14 
Abs. 1 Satz 2 MuSchG zu berechnen ist, erhalten bleibt. Dies
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wird dadurch erreicht, daß die Krankenkasse verpflichtet ist, an 
die versicherten Frauen ein Mutterschaftsgeld bis zur Höhe von 
25,—  DM täglich zu zahlen, wobei sich allerdings die Leistungs­
pflicht gegenüber den nicht versicherten Frauen auf einen Ge­
samtbetrag von 400,-- DM beschränkt. Soweit das Nettoarbeitsent­
gelt 25,-~ DM täglich übersteigt, ist der Arbeitgeber gehalten, 
zu der wirtschaftlichen Absicherung durch den Zuschuß beizutragen 
(vgl. zu Sinn und Zweck des § 14 MuSchG auch das zur Veröffent­
lichung in der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmte BAG 
Urteil vom 11. Juni 1986 - 5 AZR 365/85 - AP Nr. 3 zu § 14 
MuSchG 1968, zu II 1 der Gründe sowie das zur Veröffentlichung 
bestimmte BAG Urteil vom 22. Oktober 1986 - 5 AZR 733/85 -» zu 
I 2 a der Gründe).

b) Geht man von diesem Sinn und Zweck des § 14 MuSchG aus, so 
muß, wenn die Frau in mehreren Arbeitsverhältnissen steht, das 
Entgelt dieser mehreren Arbeitsverhältnisse herangezogen werden, 
um das durchschnittliche kalendertägliche Arbeitsentgelt zu 
ermitteln. Denn die Gesamteinkünfte haben den Lebensstandard 
bestimmt, der durch Mutterschaftsgeld und Zuschuß des Arbeitge­
bers aufrechterhalten werden soll. Die Höhe des Zuschusses be­
stimmt sich in solchem Falle nach dem Verhältnis, in dem die 
Verdienste zueinander stehen. Diese Auffassung wird auch im 
Schrifttum einhellig vertreten (Bulla/Buchner, MuSchG, 5. Auf1.,
§ 14 Rz 29; Zmarzlik/Zipperer/Viethen, MuSchG, 5. Aufl., § 14 
Rz 19; Schmatz/Fischwasser, Vergütung der Arbeitnehmer bei 
Krankheit und Mutterschaft, Stand September 1986, § 14 MuSchG 
Rz 53, T 327; Leube, DB 1968, 1222; Gröninger/Thomas, MuSchG,
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Stand Juli 1986, § 14 Anm. 3 b; Heilmann, MuSchG, § 14 Rz 19 
bis 21).

3. Der Beklagte macht geltend, es dürfe ihm nicht zum Nachteil 
gereichen, daß die Klägerin nur aufgrund ihrer anderweitigen 
hauptberuflichen Tätigkeit versicherungspflichtig ist und so 
einen Anspruch auf Mutterschaftsgeld habe. Mit diesem Hinweis 
kann sich der Beklagte seiner Zuschußpflicht jedoch nicht ent­
ziehen . Soweit der Anspruch auf Mutterschaftsgeld für versicherte 
Frauen auf § 200 RVO beruht, ist es unerheblich, ob die Frau in 
einem versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis steht 
oder ob sie freiwillig versichert oder weiterversichert ist. In 
jedem dieser Fälle kommt es nur darauf an, wie hoch das Mutter­
schaftsgeld einerseits und die Nettobezüge andererseits sind, die 
im Sinne des § 14 MuSchG für die Berechnung des Zuschusses zu 
berücksichtigen sind. Im übrigen würde selbst eine Versiche­
rungsfreiheit die Zuschußpflicht auslösen, weil in § 14 Abs. 1 
Satz 1 MuSchG auch der Anspruch auf Mutterschaftsgeld angeführt 
ist, der der nicht versicherten Frau nach § 13 Abs. 2 MuSchG 
- allerdings nur in Höhe von 400,-- DM - zusteht.

Dro Thomas Dr. Olderog Schneider
Scherer Dr. Schönherr
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